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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 27. März 2009 – Drucksache
14/4260 – Kenntnis zu nehmen.

19. 05. 2009

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Veronika Netzhammer Ingo Rust

B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet die Mitteilung Drucksache 14/4260 in seiner 45. Sit-
zung am 19. Mai 2009.

Die Berichterstatterin wies darauf hin, der Wirtschaftsausschuss habe sich in sei-
ner Sitzung am 29. April 2009 vorberatend für den Finanzausschuss mit der vor-
liegenden Mitteilung befasst und nach der Beratung keinen Informationsbedarf
mehr gesehen. Der Wirtschaftsausschuss empfehle, von der Mitteilung Kenntnis
zu nehmen.

Beschlussempfehlung und Bericht

des Finanzausschusses

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 27. März 2009
– Drucksache 14/4260

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags;
hier: Beratende Äußerung des Rechnungshofs vom 1. Oktober

2004 zur kostenorientierten Optimierung der Wirtschafts-
förderung in Baden-Württemberg

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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Sie berichtete, der geforderte Prozess der verstärkten Kooperation der wirtschafts-
fördernden Einrichtungen sei in Gang gesetzt und von einer interministeriellen
Arbeitsgruppe begleitet worden. Zweitens seien die verlangten Personalein -
sparungen, die sich durch den Abschluss des Europäischen Sozialfonds Ziel 3 er-
gäben, umgesetzt worden. In dieser Hinsicht bestehe kein Handlungsbedarf mehr.
Drittens sei die geforderte Vollkostenrechnung implementiert worden. Daraus 
gehe u. a. hervor, wie hoch die Kosten pro Veranstaltungsraum und Belegungstag
im Haus der Wirtschaft seien und welcher Kostendeckungsgrad jeweils erreicht
werde.

2008 hätten im Haus der Wirtschaft die Auslastung nach Betriebstagen 78 % und
der Kostendeckungsgrad nach Belegung 81 % betragen. Aufgrund von Umbauar-
beiten hätten im Jahr 2008 an zehn Wochen vier Veranstaltungs- und Ausstel-
lungsräume im Haus der Wirtschaft nicht vermietet werden können. Insofern sei
die Auslastung sehr gut und zeige sich, dass das Haus als Schaufenster der baden-
württembergischen Wirtschaft und als Treffpunkt für Wirtschaft, Wirtschaftsver-
bände und Politik „funktioniere“. 

Allerdings liege der Kostendeckungsgrad nach Einnahmen nur bei 20 %. Er be -
sitze beschränktes Potenzial nach oben. Eine notwendige Preisanpassung könne
aber erst nach Abschluss weiterer Umbauarbeiten, die sich vermutlich bis 2011
erstreckten, erfolgen. Ferner sei zu berücksichtigen, dass wegen mietkostenfreier
Überlassung von Veranstaltungsräumen und bestehender Rabattregelungen für
bestimmte Nutzer von den Verursachern derzeit nur 16 % der entstehenden Kos -
ten ganz und 13 % teilweise erhoben werden könnten.

Bei einer Steigerung der Belegung durch Vollzahler ließe sich der Kosten-
deckungsgrad erhöhen. Dies würde jedoch mehr Veranstaltungen privater Organi-
sationen bedeuten, was im Grunde der Aufgabe des Hauses der Wirtschaft zu -
widerliefe, als Instrument der Wirtschaftsförderung zu dienen. Außerdem wäre ei-
ne Erhöhung der Belegungszahlen nur mit zusätzlichem Personal möglich.

Der Personalbestand für den Veranstaltungsbereich und die Ausstellungswerkstatt
des Hauses der Wirtschaft sei knapp bemessen. Es werde keine Möglichkeit ge -
sehen, hier weiter zu reduzieren. 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses gab bekannt, auf Seite 1 der vorliegenden
Drucksache habe sich ein Fehler eingeschlichen. So stehe die Kurzform SEZ in
diesem Fall nicht für „Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit“, sondern für
„Steinbeis-Europa-Zentrum“.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP betonte, er habe auf diese Unstimmigkeit schon
bei der Behandlung des letzten Berichts der Landesregierung zu diesem Bera-
tungsgegenstand (Drucksache 14/2033) aufmerksam gemacht.

Ein Abgeordneter der Grünen erklärte, die Beratende Äußerung des Rechnungs-
hofs zur kostenorientierten Optimierung der Wirtschaftsförderung in Baden-
Württemberg stamme vom 1. Oktober 2004, während der vorliegende Bericht der
Landesregierung, den er im Übrigen eher als „blumig“ denn als konkret erachte,
das Eingangsdatum „30. März 2009“ trage. Er frage, wie das Land seine Haushal-
te in Ordnung bringen wolle, wenn es fast fünf Jahre dauere, um z. B. in der Wirt-
schaftsförderung für eine gewisse Struktur zu sorgen. Außerdem bitte er den
Rechnungshof um Auskunft, inwieweit er seine Beratende Äußerung nun als ab-
gearbeitet ansehe.

Eine Abgeordnete der FDP/DVP warf ein, die Landesregierung habe zu diesem
Beratungsgegenstand in den vergangenen Jahren laufend berichtet.

Der Abgeordnete der Grünen entgegnete, dabei habe sich jedoch jedes Mal nichts
Neues ergeben. 

Eine Vertreterin des Rechnungshofs teilte mit, sie könne die Abarbeitung noch
nicht als sehr gut bezeichnen. Doch sei das Bemühen des zuständigen Ressorts er-
kennbar. Auch bewerte die Politik manches eben anders als der Rechnungshof.
Wenn das Land Wirtschaftsförderung betreibe und für entsprechende Zwecke das
Haus der Wirtschaft zur Verfügung stelle, sei dies eine politische Entscheidung.
Der Rechnungshof wiederum zeige auf, welche Kosten damit einhergingen.

Der Abgeordnete der Grünen fügte hinzu, an der Qualität der Wirtschaftsförde-
rung im Land habe er nichts zu kritisieren. Aber es gehe auch um die effiziente
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Gestaltung. In dieser Hinsicht erscheine ihm das, was nun nach fast fünf Jahren
vorgelegt werde, relativ dürftig.

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums trug vor, die von seinem Vorredner an-
gesprochene lange Dauer gehe darauf zurück, dass der Landtag zum 1. Januar
2005 die Auflösung des früheren Landesgewerbeamts mit Sitz im Haus der Wirt-
schaft beschlossen habe. Der Verbleib des betroffenen Personals sei bis 2005 völ-
lig unklar gewesen. Im Rahmen der Umsetzung des Beschlusses seien viele be -
fris tete Arbeitsverträge geschlossen worden. 

Aufgrund einer politischen Entscheidung habe das Haus der Wirtschaft zum
Zweck der Wirtschaftsförderung nach wie vor Veranstaltungen durchzuführen.
Von Anfang an habe das Problem bestanden, die Kosten angemessen mit den
Nutzern zu verrechnen, wobei politische Vorgaben zu beachten seien. Das Wirt-
schaftsministerium versuche, das Haus der Wirtschaft mit dem vorhandenen Per-
sonal als kostenrechnende Einheit zu führen. Bedauerlicherweise sei es in ver-
schiedene Einrichtungen bzw. Organisationseinheiten aufgespalten worden, die
nicht zum Wirtschaftsministerium gehörten und von diesem daher im Grunde
nicht zu vertreten seien. 

Der Abgeordnete der FDP/DVP führte aus, im Haus der Wirtschaft werde für die
baden-württembergische Wirtschaft insgesamt sehr gute Arbeit geleistet. Die
Wirtschaftsbetriebe im Land trügen durch Steuern und Abgaben in vielfältiger
Weise zur Finanzierung des Gesamthaushalts bei. In der politischen Diskussion
könne man sehr unterschiedlicher Auffassung sein, ob aus diesen Einnahmen
nicht nur Einrichtungen wie etwa Schlösser, sondern auch Maßnahmen unter-
stützt werden sollten, die im Umfeld von Wirtschaftsorganisationen angesiedelt
seien. 

Durch einen Teil der Subventionen, die dem Haus der Wirtschaft zuflössen, wer-
de etwas gefördert, was er als Wirtschaftskultur bezeichnen würde. Ginge es nach
rein funktionalen Aspekten, würde das Haus der Wirtschaft, dessen jetzige Archi-
tektur stadtbildprägenden Charakter aufweise, anders aussehen. Dann erfolgte
wahrscheinlich ein Umzug in ein kostengünstigeres Haus, was möglicherweise
zur Folge hätte, dass das Haus bei einem anderen Ministerium ressortierte und bei
noch höheren Subventionen einem anderen Kulturbetrieb zugeführt würde. 

Ein Abgeordneter der Grünen hob hervor, der Anteil der Veranstaltungen im
Haus der Wirtschaft, der auf die freie Wirtschaft entfalle, betrage 35 %. Insofern
halte er es, selbst wenn noch zehn Prozentpunkte für Veranstaltungen von Ver-
bänden und Stiftungen hinzugerechnet würden, für etwas gewagt, das Ganze unter
„Wirtschaftsförderung“ zu subsumieren. 

Der Vertreter des Wirtschaftsministeriums legte dar, bei der Durchführung von
Veranstaltungen im Haus der Wirtschaft werde streng auf den wirtschaftsfördern-
den Bezug geachtet. Dies gelte auch für Veranstaltungen der Landesverwaltung
und von Verbänden. Damit ergebe sich ein Anteil von Veranstaltungen, die rein
der Wirtschaftsförderung dienten, von 70 bis 80 %. Soweit andere Veranstaltun-
gen zugelassen würden, erfolge eine kostenechte Abrechnung.

Ein Abgeordneter der SPD brachte zum Ausdruck, der Betrag, der für Wirt-
schaftsförderung oder Standortmarketing ausgegeben werden solle, sei letztlich
politisch zu verantworten. Daher meine er, dass das Thema mit den bisherigen
Ausführungen ziemlich erschöpfend diskutiert worden sei.

Bei der von der Landesregierung gemäß ihrem Bericht verlangten Zusammenar-
beit zwischen horizontal und vertikal aufgestellten Institutionen seien die Grenzen
schnell erkennbar. Es erhebe sich die Frage, wie effizient sich die Wirtschaftsför-
derung insgesamt in Baden-Württemberg gestalte. Wünschenswert wäre seines
Erachtens eine Organisation, die aus dem Ministerium als strategischer Ebene so-
wie einer Binnen- und einer Außenwirtschaftsförderung bestehe. Die Binnenwirt-
schaftsförderung sollte die regionalen Wirtschaftsfördergesellschaften und den
sektoralen Aspekt der wirtschaftsfördernden Einrichtungen einbinden, während
für die Außenwirtschaftsförderung eine Organisation vorhanden sei.

Eine solche Gestaltung liege noch in relativ weiter Ferne, da das Wirtschaftsres-
sort auch nicht den Anspruch erhebe, ein großes Ministerium für Wirtschaft und
Infrastruktur zu sein. Vielmehr hätten sich die Kompetenzen eher zufällig erge-
ben. Damit seien der Effizienz gewisse Grenzen gesetzt.
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Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der Grünen merkte an, den Aus -
sagen des Vertreters des Wirtschaftsministeriums und des Abgeordneten der
FDP/DVP entnehme er, dass beide den Begriff Wirtschaft sehr weit fassten. Da-
nach dienten Veranstaltungen im Haus der Wirtschaft gewissermaßen qua Veran-
staltungsort der Förderung der Wirtschaft. Er frage, worin bei den Veranstaltun-
gen der Kern dessen liege, was direkt und indirekt der Wirtschaft nutze. Selbst-
verständlich lasse sich unter Hinweis darauf, dass auf europäischer Ebene 80 %
der Rahmenbedingungen für die Wirtschaft gesetzt würden, eine Europaveranstal-
tung immer auch als eine Veranstaltung zur Förderung der Wirtschaft betrachten.
Bei einem solchen Verständnis könnten aber praktisch alle Veranstaltungen im
Haus der Wirtschaft als wirtschaftsfördernd bezeichnet werden.

Der Vertreter des Wirtschaftsministeriums zeigte auf, von den Veranstaltungen
im Haus der Wirtschaft entfalle ein Anteil von 24 % auf Fachaufgaben des Wirt-
schaftsministeriums. Der Anteil von Wirtschaftsverbänden und -organisationen
liege bei 30 %, und der Anteil der freien Wirtschaft betrage 35 %. Dies ergebe in
der Summe fast 90 %.

Einstimmig folgte der Finanzausschuss dem Vorschlag der Berichterstatterin,
dem Plenum zu empfehlen, von der Mitteilung Drucksache 14/4260 Kenntnis zu
nehmen.

12. 06. 2009

Veronika Netzhammer
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Empfehlung und Bericht

des Wirtschaftsausschusses
an den Finanzausschuss

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 27. März 2009
– Drucksache 14/4260

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags;
hier: Beratende Äußerung des Rechnungshofs vom 1. Okto-

ber 2004 zur kostenorientierten Optimierung der Wirt-
schaftsförderung in Baden-Württemberg

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 27. März 2009 – Drucksache 14/4260 –
Kenntnis zu nehmen.

29. 04. 2009

Die Vorsitzende und Berichterstatterin:

Veronika Netzhammer

B e r i c h t

Der Wirtschaftsausschuss beriet die Mitteilung der Landesregierung, Drucksache
14/4260, vorberatend für den Finanzausschuss in seiner 27. Sitzung am 29. April
2009.

Die Ausschussvorsitzende erklärte, der Wirtschaftsausschuss habe sich bereits in
der Vergangenheit mit der kostenorientierten Optimierung der Wirtschaftsförde-
rung befasst. Die Beratende Äußerung des Rechnungshofs beziehe sich insbeson-
dere auf das Haus der Wirtschaft. Am 3. April 2008 habe der Landtag den in der
Mitteilung der Landesregierung aufgeführten Beschluss hierzu gefasst. Die be-
schlossene Personaleinsparung sei wohl zwischenzeitlich umgesetzt worden.
Auch die Vollkostenrechnung werde inzwischen angewendet. Aufgrund von Bau-
maßnahmen könne allerdings der Beschluss, den Zuschuss für das Haus der Wirt-
schaft zu optimieren, derzeit nicht umgesetzt werden. 

Der Wirtschaftsminister trug vor, hinsichtlich einer verstärkten Kooperation von
BIOPRO, bw-i, L-Bank, MFG und dem Steinbeis-Europa-Zentrum hätten viele
Gespräche stattgefunden. Hierzu seien auch Arbeitsgruppen gebildet und Be-
schlüsse gefasst worden. Außerdem seien Handlungsfelder entwickelt worden, in
denen eine enge Kooperation mit dem Ziel des Ausnutzens von Synergieeffekten
stattfinden solle. Diese seien in der Mitteilung der Landesregierung dargestellt.
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Eine vollständige Verschmelzung der beteiligten Einrichtungen sei nicht möglich
und nicht durchsetzbar und werde von ihm nicht gewollt, da die Einrichtungen
mit ihren jeweils eigenständigen Identitäten viel für das Land Baden-Württem-
berg bewirken könnten.

Für die Abwicklung des Europäischen Sozialfonds Ziel 3 seien ursprünglich ein-
mal 16 Mitarbeiter im Bereich der Förderung der beruflichen Bildung eingestellt
worden. Diese Zahl sei anschließend auf 13,75 Vollzeitäquivalente abgesenkt
worden und liege derzeit bei 8,75 Vollzeitäquivalenten. Darüber hinaus seien fünf
befristete Arbeitsverhältnisse inzwischen beendet. 

Seit dem 1. Januar 2005 seien im Haus der Wirtschaft 8,35 Vollzeitäquivalente
eingespart worden, obwohl das Haus der Wirtschaft mit einer Belegungsquote
von durchschnittlich 78 % – ohne Berücksichtigung von Rüst- und Umbauzeiten –
sehr gut ausgelastet sei. Das Haus der Wirtschaft sei eine der wichtigsten Einrich-
tungen zur Förderung der Wirtschaft in Baden-Württemberg. Der Charakter die-
ser Fördereinrichtung sei trotz der Personaleinsparungen in vollem Umfang ge-
währleistet worden. Insgesamt seien die Beschlüsse des Landtags hierzu so weit
wie möglich umgesetzt worden.

Ein SPD-Abgeordneter brachte vor, die enge Kooperation der verschiedenen Ein-
richtungen lasse sich wohl nur schwer in Finanzbeträgen quantifizieren. Beim
Einreichen von Förderanträgen kämen immer wieder Kooperationen vieler Betei-
ligter zustande. Die vom Minister angeführte enge Kooperation müsste noch deut-
licher belegt werden, zumal durch die innerhalb der Branchen unterschiedlichen
Strukturen der Einrichtungen auch Grenzen für die Zusammenarbeit bestünden.

Eine Neuorganisation der Wirtschaftspolitik des Landes Baden-Württemberg
würde zu der Überlegung führen, in einem übergeordneten Ministerium für Wirt-
schaft und Infrastruktur strategische Aufgaben zu bündeln, während sich eine un-
tergeordnete Landeswirtschaftsfördergesellschaft mit den konkreten Förderungen
beschäftigen könnte. Diese Gesellschaft könnte dann in einen regionalen und 
einen branchenspezifischen Bereich aufgeteilt sein. Damit wären auch ohne eine
Fusion sicher gute Kooperationsmöglichkeiten geschaffen.

Die beim Haus der Wirtschaft angesprochenen Umbaumaßnahmen seien gemäß
der Mitteilung der Landesregierung lediglich hinderlich für eine Erhöhung der
Mietpreise. Die Frage, für welche Veranstaltungen verringerte Mietpreise verlangt
werden, müsse vom Wirtschaftsminister politisch entschieden werden. Derzeit
würden rund 30 % der Veranstaltungen von Wirtschaftsverbänden und -organisa-
tionen und rund 35 % von privaten Organisationen durchgeführt. Allerdings wür-
den von theoretisch möglichen Mieteinnahmen in Höhe von 3,348 Millionen € le-
diglich 665.000 € tatsächlich realisiert. Rund 2,7 Millionen € möglicher Mietein-
nahmen würden demnach nicht realisiert. Angesichts dieser Beträge müsse der
Wirtschaftsminister entscheiden, ob die gewährten Rabatte tatsächlich sinnvoll 
seien. Hierzu bitte er den Wirtschaftsminister um nähere Auskünfte.

Eine Abgeordnete der Grünen legte dar, die Forderung nach weiteren Koopera -
tionsbemühungen habe keine „Zwangsfusionen“ beinhaltet. Der Bericht der
Landesregierung beschreibe viele Selbstverständlichkeiten. Ihrer Meinung nach
sei durchaus noch ein gewisser Spielraum für weitere Kooperationen vorhan-
den.

Die Landesregierung schreibe in ihrer Mitteilung, das SEZ habe die MFG bei der
Akquisition des EU-Projekts CReATE unterstützt. Sie wolle wissen, ob derartige
Akquisen, beispielsweise im Hinblick auf das neue Forschungsförderungspro-
gramm der EU, systematisch vorgenommen würden und die jeweiligen Einrich-
tungen sich systematisch nach entsprechenden Forschungsprojekten umsähen und
Kooperationen suchten, um Fördermittel beantragen zu können. 

Die neue Aufteilung des Referats 67 erwecke den Anschein, als ob Kosten aus
dem Etat des Hauses der Wirtschaft herausgerechnet und aus diesem Grund ein-
zelne Teile ausgegliedert werden sollten. In der Anlage 1 zu der Mitteilung der
Landesregierung würden für das Haus der Wirtschaft ein Kostendeckungsgrad
nach Belegung und ein Kostendeckungsgrad nach Einnahmen ausgewiesen. Da-
bei sei der Kostendeckungsgrad nach Einnahmen in Höhe von insgesamt 20 %
äußerst gering. Demzufolge würden rund 80 % der Veranstaltungen mit öffent -
lichen Mitteln finanziert. Sie wolle wissen, welche Gründe hierfür ursächlich sei-



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 4514

en und wie der Kostendeckungsgrad nach Belegung in Höhe von insgesamt 81 %
berechnet worden sei.

Auch in der Anlage 2 gebe es eine große Diskrepanz zwischen den theoretischen
und den echten Einnahmen. Bei einer ausschließlichen Betrachtung der externen
Nutzung bestehe hier eine Differenz von etwa 50 %. Sie bitte darum, diese Zahlen
näher zu erläutern. Die im Rahmen der Wirtschaftsförderung gewährten Rabatte
stellten schließlich Steuergelder dar, über deren angemessene Verwendung der
Landtag mitentscheiden müsse.

Auch der Anteil der Belegungstage durch die freie Wirtschaft von 21 % zeige,
dass das Haus der Wirtschaft als „Schaufenster“ für die Wirtschaft wohl nicht die
große Bedeutung habe, die das Wirtschaftsministerium immer wieder betone.

Der Wirtschaftsminister erklärte, der geringe Kostendeckungsgrad nach Ein -
nahmen in Höhe von insgesamt 20 % sei durchaus politisch gewollt. In der Tat be-
trachte das Wirtschaftsministerium das Haus der Wirtschaft als ein Schaufenster
für die Wirtschaft. Dies werde auch dadurch bestätigt, dass im Haus der Wirt-
schaft über 1.000 Veranstaltungen im Jahr stattfänden. An rund 45 % der Bele-
gungstage würden Veranstaltungen von der freien Wirtschaft, Wirtschaftsorgani-
sationen und Wirtschaftsverbänden durchgeführt. Für diese Veranstaltungen wer-
de bewusst zum Teil ein ermäßigter Mietpreis oder gar keine Miete berechnet. 

An 24 % der Belegungstage würden Veranstaltungen vom Wirtschaftsministerium
durchgeführt, an 8 % von den Regierungspräsidien Stuttgart und Karlsruhe und an
3 % von anderen Teilen der Landesverwaltung. Insgesamt fänden an rund 70 %
der Belegungstage originär wirtschaftspolitische Veranstaltungen statt. Auch die
meisten Veranstaltungen der Regierungspräsidien und der Landesverwaltung sei-
en originäre Wirtschaftsveranstaltungen. Hierfür sei das Haus der Wirtschaft ein
Instrument der Wirtschaftsförderung. 

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums erwiderte auf Frage der Vorsitzenden,
aufgrund der Erhebungen für die Vollkostenrechnung seien nun auch kalkulatori-
sche Gebäudekosten in den Berechnungen enthalten, auf deren Basis zukünftig
die Mietpreise gestaltet werden sollten. Diese Preisanpassung solle allerdings erst
nach den derzeitigen Umbauarbeiten umgesetzt werden. 

Ein SPD-Abgeordneter meinte, dass sicher keine große Mieterhöhung durchge-
setzt werden könne. 65 % der Veranstaltungen seien rabattiert oder mietkosten-
frei. Er wolle wissen, ob das Wirtschaftsministerium dies tatsächlich für erforder-
lich halte. 

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums antwortete, bei Veranstaltungen des
Wirtschaftsministeriums oder der Regierungspräsidien und anderer Landesbehör-
den sei generell zu hinterfragen, ob Mietpreise erhoben werden könnten. Andere
Veranstalter machten dagegen deutlich, dass sie die Veranstaltung nicht durch-
führen könnten, wenn sie dafür mehr bezahlen müssten. Im Rahmen der Wirt-
schaftsförderung solle aber auch kleineren Organisationen und Verbänden eine
Möglichkeit für die Durchführung solcher Veranstaltungen gegeben werden. 

Der Wirtschaftsminister bestätigte, dass dies politisch so entschieden worden sei. 

Eine Abgeordnete der Grünen brachte vor, diese Art der Subventionierung werde
von ihrer Fraktion durchaus kritisch gesehen. Sie bat die Vertreter des Rech-
nungshofs, hierzu ebenfalls Stellung zu nehmen, und wiederholte ihre Frage, wie
der Kostendeckungsgrad nach Belegung berechnet worden sei.

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums erläuterte, der Kostendeckungsgrad
nach Belegung sei eine fiktive Größe, die an den effektiven Belegungen orientiert
sei. Wenn alle Veranstalter den vollen Mietpreis entrichten müssten, ergäbe sich
rechnerisch ein Kostendeckungsgrad von 81 %. Der Kostendeckungsgrad nach
Einnahmen berücksichtige dagegen die tatsächlichen Einnahmen. 

Eine Vertreterin des Rechnungshofs führte aus, wenn das Wirtschaftsministerium
nicht wolle oder es nicht für möglich halte, dass die verschiedenen Institutionen
über eine enge Kooperation hinaus unter einem Dach institutionell zusammenge-
führt würden, müsse der Rechnungshof dies hinnehmen. 

Bezüglich der Personaleinsparungen habe der Rechnungshof gegenüber dem
Wirtschaftsausschuss keine Anmerkungen.
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Zum Haus der Wirtschaft habe der Rechnungshof ähnliche Fragen wie die in die-
ser Sitzung aufgeworfenen schriftlich an das Wirtschaftsministerium herangetra-
gen, da die Kostenrechnung nicht auf den ersten Blick nachvollziehbar gewesen
sei. Nach dem Abschluss der Beratungen solle bilateral noch geklärt werden, in-
wiefern auch Kosten der Querschnittsabteilungen und der Leitungsebene des Res-
sorts eingerechnet würden. Dies könnte zu einer noch transparenteren Darstellung
der Produktkosten beitragen.

Im Hinblick auf die Veranstaltungen habe auch der Rechnungshof nach einer Er-
klärung für die unterschiedlichen Kennzahlen gefragt. Aufgefallen sei, dass die
Vollkostenrechnung theoretische Einnahmen von rund 3,4 Millionen € ergebe,
während die Kosten für Veranstaltungen bei rund 2,8 Millionen € lägen. Aller-
dings habe das Ministerium bereits Ausführungen zur Frage nach der Subventio-
nierung gemacht. 

Der Rechnungshof wäre einverstanden, wenn die Mitteilung der Landesregierung
zur Kenntnis genommen werde, und wolle die restlichen offenen technischen Fra-
gen bilateral mit dem Ministerium erörtern. Er habe das Wirtschaftsministerium
bis Ende Juli um Antworten hierauf gebeten. Der Rechnungshof könne lediglich
Veränderungsmöglichkeiten aufzeigen, über die die Landesregierung jedoch poli-
tisch zu entscheiden habe.

Sie wiederholte auf Frage der Vorsitzenden, hinsichtlich der Kostentransparenz
sei noch offen, inwiefern auch Kosten der Leitungsebene und der Querschnittsab-
teilungen einbezogen würden. Dies gehe aus den bisherigen Zahlen nicht eindeu-
tig hervor. 

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums machte deutlich, in den Berechnungen
seien auch die Overheadkosten enthalten. Hierzu zähle anteilig die Arbeit der
Amtsspitze des Wirtschaftsministeriums, des Personalreferats und des Organisa -
tionsreferats des Wirtschaftsministeriums. Nicht eingerechnet seien Kostenanteile
des Staatsministeriums und des Finanzministeriums, die der Rechnungshof wohl
ebenfalls einbeziehen wolle. 

Eine Vertreterin des Rechnungshofs verwies darauf, dass der Rechnungshof diese
Aspekte bilateral mit dem Ministerium erörtern wolle.

Der Wirtschaftsausschuss empfahl dem federführenden Finanzausschuss daraufhin
einvernehmlich, von der Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 14/4260,
Kenntnis zu nehmen.

12. 06. 2009

Veronika Netzhammer



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


